
P r o t o k o l l 
 

Nr. XIII/22/2023 
 

der öffentlichen Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 

 
 

vom Donnerstag, dem 02.11.2023 

 

Sitzungsbeginn: 20:11 Uhr 

Sitzungsende: 21:01 Uhr 

 
 
 
I. Vorsitzende 
 
Bolz, Ulrike 
 
 
II.  Die weiteren Ausschussmitglieder 
 
Fleischer, Hans-Peter vertritt Herr Dr. Patrick Henritzi 
Gemander, Reinhard 
Holm, Christian vertritt Herr Till Kirberg 
Lurz, Günther 
Scheer, Cornelia 
Schmidt, Fabian 
Siats, Günter 
Stöckl, Charlotte vertritt Herr Christian Scheer 
 
III.  Von der Stadtverordnetenversammlung 
 
Bellino, Holger 
Kraft, Uwe 
Dr. Kulp, Kevin 
Schirner, Regina 
Töpperwien, Bernd 
Ziegele, Stefan 
Zunke, Sandra 
 
IV.  Vom Magistrat 
 
Strutz, Birger 
Dr. Göbel, Jürgen 
Meyer, Horst 
Planz, Sascha 
Strempel, Jürgen 
 
V. Von den Beiräten 
 
 
VI.  Von der Verwaltung 
 
--- 
 
VII.  Als Gäste 
 
Kulp, Volker 
Knull, Sebastian--- 
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VIII. Schriftführerin 
 
Loll, Jaqueline 
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Die Vorsitzende eröffnet die Sitzung. Sie stellt die Ordnungsmäßigkeit der Ladung sowie die 
Beschlussfähigkeit fest. Gegen die Tagesordnung erheben sich keine Einwände. Sie wird wie folgt erledigt: 
 
 
 
1. Genehmigung des Beschluss-Protokolls Nr. XIII/21/2023 über die Sitzung des Haupt- und 

Finanzausschusses am 14.09.2023 
 
 
Keine Wortmeldungen 

Beschluss 
Das Protokoll wird genehmigt. 
 

Beratungsergebnis: 7 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 2 Stimmenthaltung(en) 

 

2. Bericht aus dem Wirtschaftsbeirat und der Wirtschaftsförderung 
 
Herr Schmidt berichtet vom letzten Treffen des Wirtschaftsbeirates am 25.09.2023.  
Thema waren die Stelle der Wirtschaftsförderung die seit dem Ausscheiden von Herrn Lorenz am 30.06.2023 
nicht mehr besetzt wurde sowie das Arbeitsprojekt Neu Mitte. Des Weiteren findet die Taunusmesse 2024 
wieder statt.  
Herr Strutz erläuterte zu dem Thema der unbesetzten Stelle, dass die Stunden auf andere Abteilungen verteilt 
wurden, die Stelle aber nicht abgeschafft wurde.  

 

3. Beratungspunkte 
 
3.1 Forsteinrichtung 

 Vorlage: 277/2023 
 
Es kam der Hinweis, dass die Vorlage an die Verwaltung zurückgewiesen wurde, doch die Vorlage wird die 
Gremien weiter durchlaufen. Die Ergänzungen die sich aus der Sitzung des Umweltausschusses ergeben 
haben, werden von der Verwaltung nachgereicht. 

Beschluss: 
Es wird beschlossen, den Magistrat zu beauftragen, die Forsteinrichtung um die Punkte „Ausweisung von 
Gebieten zur Erholung, zum Wasserschutz und zum Bodenschutz“ sowie „Definition von Stilllegungsflächen“ 
zu ergänzen. 
Die Vorlage wird deshalb an den Magistrat zurückverwiesen. 
 

Beratungsergebnis: 9 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 

 

3.2 Erlass einer 2. Änderungssatzung zur Gebührensatzung zur Satzung über die 
Benutzung der Kindertagesstätten vom 01.08.2021 

 Vorlage: 276/2023 
 
Die SPD fragt an, ob zwischenzeitlich weitere Gespräche mit der evangelischen Kirche geführt wurden. Es 
sind erhebliche Mehrkosten, die auch in der nächsten Haushaltssitzung wieder Thema werden. Herr Strutz 
erklärt hierzu, dass der Arbeitskreis Kita für diese Themen einberufen wurde und über diese Themen auch 
beraten wird.  



 

4 

Beschluss: 
Es wird, aufgrund der §§ 5, 19, 20, 51 und 93 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung vom 
07.03.2005 (GVBl. 2005 I S. 142), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.02.2023 (GVBl. S. 90, 93), des 
Hessischen Kinder- und Jugendhilfegesetzbuches (HKJGB) vom 18.12.2006 (GVBl. S. 298), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 21.07.2023 (GVBl. S.607), des Achten Buchs Sozialgesetzbuch – Kinder und Jugendhilfe 
- in der Fassung vom 11.09.2012 (BGBl. I S. 2022), zuletzt geändert am 21.12.2022 (BGBl. I S. 2824, 2023 I 
Nr. 19) und der §§ 1 ff des Gesetzes über die kommunalen Abgaben (HessKAG) vom 24.03.2013 (GVBl. S. 
134) zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.07.2023 (GVBl. S. 582), folgende 
 
 

2. Änderungssatzung zur Gebührensatzung  
zur Satzung über die Benutzung der Kindertagesstätten vom 01.08.2021 

 
beschlossen. 
 
Artikel I Änderungen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(2)  Die Geschwisterermäßigung wird für Kleinkinder unter drei Jahren und Kinder von drei Jahren bis zur 

Einschulung gewährt, wenn die Geschwister in einer Kindertagesstätte in Neu-Anspach betreut werden 
und der/die Gebührenpflichtige sowie die betreffenden Kinder einen gemeinsamen ersten Wohnsitz 
haben und somit eine Haushalts- und Wirtschaftsgemeinschaft bilden.  

 
Die Ermäßigungen werden bei folgenden Gesamtbetreuungsgebühren ohne Einbeziehung der Kosten 
für die Mittagstischverpflegung gewährt: 

 
Gebührenhöhe < 400,00 €     = keine Reduzierung 
Gebührenhöhe >= 400,00 € bis < 570,00 €  = 15 % Reduzierung 
Gebührenhöhe >= 570,00 €   = 25 % Reduzierung 
 
Die Reduzierungen werden nur nach schriftlichem Antrag bei dem jeweiligen Träger gewährt. Im Falle 
eines Besuches von Kindertagesstätten unterschiedlicher Träger, ist von allen Trägern eine 
Bescheinigung einzuholen und den jeweils anderen Trägern vorzulegen. 

 
 

§ 2 
Benutzungsgebühren 

 
I.  Kindergärten:  
 

Soweit das Land Hessen der Stadt Neu-Anspach jährliche Zuweisungen für die Freistellung von 
Teilnahme- und Kostenbeiträgen für die Förderung in Tageseinrichtungen für Kinder ab dem vollendeten 
dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt gewährt, werden folgende Gebühren erhoben 

 
 

1. Kernmodul 7.30 bis 13.30 Uhr ohne Mittagstischverpflegung:  
  

 pro Kind  168,00 € 
 

Soweit dieses Modul mit einem Betreuungszeitraum von bis zu sechs Stunden 
gebucht wird, ist keine Gebühr zu zahlen. 
 

2. Kernmodul 7.30 bis 13.30 Uhr mit Mittagstischverpflegung:  
  

pro Kind  168,00 € 
 

Soweit dieses Modul mit einem Betreuungszeitraum von bis zu sechs Stunden 
gebucht wird, ist keine Gebühr zu zahlen. 
 
Zusätzlich wird ein monatliches pauschales Verpflegungsentgelt in Höhe von  110,00 € 
erhoben. 
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3. Modul 7.30 bis 16.00 Uhr mit Mittagstischverpflegung:  
  

Soweit dieses Modul mit einer Betreuungszeit von mehr als sechs Stunden  
täglich gebucht wird, werden unter Einbeziehung des Abs. 1 anteilig für die  
über sechs Stunden hinausgehende Betreuungszeit Gebühren erhoben: 
 
pro Kind  70,18 € 
  
Zusätzlich wird ein monatliches pauschales Verpflegungsentgelt in Höhe von  110,00 € 
erhoben.  

 
4. Modul 7.30 bis 17.00 Uhr mit Mittagstischverpflegung:  

  
Soweit dieses Modul mit einer Betreuungszeit von mehr als sechs Stunden  
täglich gebucht wird, werden unter Einbeziehung des Abs. 1 anteilig für die  
über sechs Stunden hinausgehende Betreuungszeit Gebühren erhoben: 
 
pro Kind  98,19 € 
  
Zusätzlich wird ein monatliches pauschales Verpflegungsentgelt in Höhe von  110,00 € 
erhoben. 
 

 
II.  Kleinkinder:  
 

1. Kernmodul 7.30 bis 13.00 Uhr ohne Mittagstischverpflegung:  
  
 pro Kind  235,00 € 
 
2. Kernmodul 7.30 bis 13.00 Uhr mit Mittagstischverpflegung:  
  
 Pro Kind 235,00 € 
 
 Zusätzlich wird ein monatliches pauschales Verpflegungsentgelt in Höhe von  110,00 € 
 erhoben. 
 
3. Modul 7.30 bis 16.00 Uhr mit Mittagstischverpflegung:  
  
 pro Kind  319,00 € 
  
 Zusätzlich wird ein monatliches pauschales Verpflegungsentgelt in Höhe von  110,00 € 
 erhoben.  
 
4. Modul 7.30 bis 17.00 Uhr mit Mittagstischverpflegung:  
  
 pro Kind  347,00 € 
  
 Zusätzlich wird ein monatliches pauschales Verpflegungsentgelt in Höhe von  110,00 € 
 erhoben. 
 
5.  Für Kinder, die ab dem Monat in dem sie drei Jahre alt werden und für jeden weiteren Monat, in dem 

sie noch in einer Kleinkindgruppe nach § 25 Abs. 2 Nr. 1 HKJGB betreut werden, vermindert sich die 
Gebühr nach der Absätze 1 bis 5 für jeden vollen Monat um ein Zwölftel des im jeweiligen 
Kalenderjahr geltenden Zuweisungsbetrages nach § 32 Abs. 1 HKJGB.  

 
 
III. Kinderhorte – Der Abschnitt wird ersatzlos gestrichen. 
 
 

§ 3 
Benutzungsgebühren für zusätzliche Betreuungszeiten 
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(1)  Für eine ausnahmsweise Erweiterung der Betreuungszeit des gebuchten Moduls in Einzelfällen, bis 
längstens zur Schließung der jeweiligen Einrichtung werden folgende Gebühren erhoben: 

  
je angefangene Stunde  13,50 €  
 
für ein Mittagessen  5,50 €  

 
Die Leitung der jeweiligen Kindertagesstätte entscheidet, ob eine Teilnahme am Mittagstisch möglich ist. 
 
 
Artikel II In-Kraft-Treten: 
 

§ 7 
In-Kraft-Treten 

 
Die Gebührensatzung zur Satzung über die Benutzung der Kindertagesstätten in der Fassung der 2. 
Änderungssatzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 

Beratungsergebnis: 9 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 

 

3.3 2. Änderungssatzung zur Wasserversorgungssatzung (WVS) - Wassergebühren 2024 
 Vorlage: 250/2023 

 
Die Ausschussmitglieder diskutierten über die zu hohen Steigerungen der Wassergebühren. Es gab den 
Vorschlag, die Gebühren gestaffelt zu erhöhen, da eine zu hohe Belastung für die Bürger entstehen könnte. 
Erklärt wurde aber auch, dass die Kosten für Wasser in Zukunft nicht sinken werden und Wasser kostbarer 
wird. Die SPD stellt folgenden Antrag: Die Vorlage 250/2023 auf die kommenden Haushaltsberatungen zu 
verschieben. 

Beschluss: 

Es wird beschlossen, die Vorlage 250/2023 auf die kommenden Haushaltsberatungen zu verschieben. 

Beratungsergebnis: 2 Ja-Stimme(n), 7 Gegenstimme(n); 0 Enthaltunge(n) 

Nun wird über die ursprüngliche Vorlage abgestimmt. 

 
Beschluss: 
 
Aufgrund der §§ 5, 19, 20, 51 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBl I S. 142), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. 
Februar 2023 (GVBl. S. 90, 93), der §§ 30, 31, 36 des Hessischen Wassergesetzes (HWG) in der Fassung 
vom 14.12.2010 (GVBl I S. 548), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 28. Juni 2023 (GVBl. S. 
473, 475), der §§ 1 bis 5a, 6a, 9 bis 12 des Hessischen Gesetzes über kommunale Abgaben (KAG) vom 
24.03.2013 (GVBl I S. 134), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 20. Juli 2023 (GVBl. S. 582), 
hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Neu-Anspach in der Sitzung am 09.11.2023 folgende 
 

2. Änderungssatzung zur Wasserversorgungssatzung (WVS) 
der Stadt Neu-Anspach vom 17.02.2022 

 
zu erlassen: 
 

Artikel I 
 
 

Änderung § 26 Benutzungsgebühren Absatz 3 
 
(3) Die Gebühr beträgt pro m³ 3,74 €. Sie enthält die gesetzliche Umsatzsteuer. 
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Artikel II 

 
§ 37 In-Kraft-Treten 

 
Die 2. Änderung der Wasserversorgungssatzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
Gleichzeitig werden die § 26 Abs. 3 und § 37 aus der 1. Änderungssatzung der Wasserversorgungssatzung 
vom 15.12.2022 außer Kraft gesetzt. 
 
Die Satzung wird hiermit ausgefertigt. 
 
 
MAGISTRAT 
 
Birger Strutz 
Bürgermeister 
 

Beratungsergebnis: 7 Ja-Stimme(n), 2 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 

 

3.4 3. Änderungssatzung zur Entwässerungssatzung (EWS) – Gebühren für Schmutz- und 
Niederschlagswasser sowie Änderung eines Gebührentarifs in der Anlage zu § 29 
(Überwachungsgebühr) der EWS ab 01.01.2024 

 Vorlage: 251/2023 

Beschluss: 
TEIL A: 
 
Aufgrund der §§ 5, 19, 20, 51 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. 
Februar 2023 (GVBl. S. 90, 93), der §§ 37 bis 40 des Hessischen Wassergesetzes (HWG) in der Fassung 
vom 14.12.2010 (GVBl. I S. 548), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 28. Juni 2023 (GVBl. S. 
473, 475), der §§ 1 bis 5a, 6a, 9 bis 12 des Hessischen Gesetzes über kommunale Abgaben (KAG) vom 
24.03.2013 (GVBl. I S. 134), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 20. Juli 2023 (GVBl. S. 582), 
der §§ 1 und 9 des Gesetzes über Abgaben für das Einleiten von Abwasser in Gewässer 
(Abwasserabgabengesetz - AbwAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.01.2005 (BGBl. I S. 114), 
zuletzt geändert durch die Verordnung vom 22.08.2018 (BGBl. I S. 1327), und der §§ 1 und 2 des Hessischen 
Ausführungsgesetzes zum Abwasserabgabengesetz (HAbwAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
09.06.2016 (GVBl. I S. 70), mehrfach geändert, § 14a eingefügt und § 20 neu gefasst durch Artikel 1 und 2 
des Gesetzes vom 25. Mai 2023 (GVBl. S. 357) hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Neu-Anspach 
in der Sitzung am 09.11.2023 folgende 
 
 

3. Änderungssatzung zur Entwässerungssatzung (EWS) 
der Stadt Neu-Anspach vom 01.06.2023 

 
 
zu erlassen: 
 
 
 

Artikel I 
 

Änderung § 24 Gebührenmaßstäbe und -sätze für Niederschlagswasser Absatz 1 
 
§ 24 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
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Gebührenmaßstab für das Einleiten von Niederschlagswasser ist die bebaute und künstlich befestigte 
Grundstücksfläche, von der das Niederschlagswasser in die Abwasseranlage eingeleitet wird oder abfließt; 
pro Quadratmeter wird eine Gebühr von 0,72 € jährlich erhoben. 
 
 

Artikel II 
 

Änderung § 26 Gebührenmaßstäbe und –sätze für Schmutzwasser Abs. 1 und 2 
 

§ 26 Abs. 1 und 2 werden wie folgt geändert: 
 
 
Gebührenmaßstab für das Einleiten häuslichen Schmutzwassers ist der Frischwasserverbrauch auf dem 
angeschlossenen Grundstück. 
 
Die Gebühr beträgt pro m³ Frischwasserverbrauch bei zentraler Abwasserreinigung in der Abwasseranlage 
2,58 €. 
 
Gebührenmaßstab für das Einleiten nicht häuslichen Schmutzwassers ist der Frischwasserverbrauch auf dem 
angeschlossenen Grundstück unter Berücksichtigung des Verschmutzungsgrades. Der Verschmutzungsgrad 
wird grundsätzlich durch Stichproben — bei vorhandenen Teilströmen in diesen — ermittelt und als 
chemischer Sauerstoffbedarf aus der nicht abgesetzten, homogenisierten Probe (CSB) nach DIN 38409-H41 
(Ausgabe Dezember 1980) dargestellt. Wird ein erhöhter Verschmutzungsgrad gemessen, ist das 
Messergebnis dem Abwassereinleiter innerhalb von zwei Wochen nach Eingang bei der Stadt 
bekanntzugeben. 
 
Die Gebühr beträgt pro m3 Frischwasserverbrauch 2,58 € bei einem CSB bis 800 mg/I; bei einem höheren 
CSB wird die Gebühr vervielfacht mit dem Ergebnis der Formel  
 

0,5 x festgestellter CSB + 0,5 
800 

 
Wird ein erhöhter Verschmutzungsgrad nur im Abwasser eines Teilstroms der 
Grundstücksentwässerungsanlage festgestellt, wird die erhöhte Gebühr nur für die in diesen Teilstrom 
geleitete Frischwassermenge, die durch private Wasserzähler zu messen ist, berechnet. Liegen innerhalb 
eines Kalenderjahres mehrere Feststellungen des Verschmutzungsgrades vor, kann die Stadt der 
Gebührenfestsetzung den rechnerischen Durchschnittswert zugrunde legen. 
 
 
 

Artikel III 
 

§ 40 
In-Kraft-Treten 

 
Die 3. Änderung der Entwässerungssatzung tritt zum 01.01.2024 in Kraft. Gleichzeitig werden die bisherigen 
§ 24 Abs. 1 und § 26 Abs. 1 und 2 aus der 2. Änderungssatzung der Entwässerungssatzung vom 01.06.2023 
außer Kraft gesetzt. 
 
 
Die Satzung wird hiermit ausgefertigt. 
 
Neu-Anspach, 09.11.2023 
 
DER MAGISTRAT 
 
 
Birger Strutz 
Bürgermeister 
 
TEIL B: 
Des Weiteren wird beschlossen, den in der Anlage zu § 29 EWS unter Buchstabe A. „Kosten für 
Betriebsüberwachung“, Ziffer 4 „Kontrolltätigkeit bei regulären Untersuchungen“ genannten Tarif von 35,70 € 
pauschal (Brutto) auf 53,55 € pauschal (Brutto) zu erhöhen. 
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Die Anlage zu § 29 EWS wird wie folgt neu gefasst. Die Gebührentarife gelten ab dem 01.01.2024. 
 
 
 

Anlage zu § 29 EWS 
 

GEBÜHRENTARIF 
für die Kontrolle der Indirekteinleiter 

 
Die zur Ermittlung der physikalischen und chemischen Beschaffenheit des Abwassers notwendigen 
Untersuchungen sind nach den Deutschen Einheitsverfahren zur Wasser-, Abwasser- und  
Schlammuntersuchung in der jeweils geltenden Fassung oder den entsprechenden DIN-Normen des 
Fachnormenausschusses Wasserwesen im Deutschen Institut für Normung e.V., Berlin, auszuführen. 
 
Die zusätzlichen analytischen Festlegungen, Hinweise und Erläuterungen der Anlage "Analysen- und 
Messverfahren" der Abwasserverordnung zu § 7a WHG (AbwV vom 20. September 2001; BGBl. I S. 
2440) in der jeweils geltenden Fassung sind zu beachten. 
 
 
A. Kosten für Betriebsüberwachung 
 

 Kostenart Tarif 
1. Betriebsbegehung, Kontrolle von 

Abwasseranlagen, Entnahme von 
Abwasserproben, Durchfluss-, pH-Wert- und 
Temperaturmessungen - nach Zeitaufwand 
einschl. Personal- Fahrtkosten (je angefangene 30 Min. wird 
½ h berechnet). 77,35 €/h 

2. Einsatz von Registriergeräten (Chemograph) zur 
kontinuierlichen Erfassung von Messwerten – nach 
Zeitaufwand (je angefangene 30 Min. wird ½ h berechnet. 71,40 €/h 

3. Entnahme von Stichproben einschl. pH-Wert- und 
Temperaturmessungen 

23,80 €/Probe 
4. Kontrolltätigkeit bei regulären Untersuchungen 53,55 € pauschal 

 
 
B. Untersuchungskosten für Analysen 
 
Parameter  Tarif in € 
pH-Wert  2,38 
Leitfähigkeit  2,38 
Redox-Potential  2,38 
absetzbare Stoffe 3,57 
Trockensubstanz 23,80 
Glührückstand/Glühverlust  14,28 
Chlorid (C1)  5,95 
Cyanide (gesamt) (CN)  5,95 
Cyanide, leicht freisetzbar (CN)  5,95 
Fluorid (F)  9,52 
Sulfat (SO4)  10,12 
Sulfit (SO 3)  10,12 
Sulfid (S 2-)  10,12 
Nitrat (NO3-)  15,47 
Nitrit (NO2-)  9,52 
NOx-Stickstoff (Nox-)  9,52 
Ammonium (NH4+)   



 

10 

a) photometrisch  3,57 
b) titriometrisch  3,57 
organ. Stickstoff  9,52 
ortho-Phosphat  2,98 
BSB5  10,12 
CSB  23,56 
AOX  45,22 
DOC  7,14 
TOC  7,14 
Härte  5,36 
Chromat (C-VI)  7,74 
Silber (Ag)  3,57 
Aluminium (Al)  3,57 
Arsen (As)  3,57 
Bor (B)  2,38 
Calcium (Ca)  2,38 
Cadmium (Cd)  7,14 
Chrom gesamt (Cr)  7,14 
Kupfer (Cu)  7,14 
Eisen (Fe)  3,57 
Quecksilber (Hg)  9,52 
Magnesium (Mg)  2,38 
Mangan (Mn)  2,38 
Natrium (Na)  2,38 
Nickel (Ni)  7,14 
Phosphor (P)  2,38 
Blei (Pb)  7,14 
Selen (Se)  2,38 
Zinn (Sn)  2,38 
Zink (Zn)  7,14 
organische Lösungsmittel qualitativ  23,80 
organische Lösungsmittel quantitativ 11,90 
halogenierte Kohlenwasserstoffe qualitativ  23,80 
halogenierte Kohlenwasserstoffe quantitativ  11,90 
Kohlenwasserstoffe (H 53)  57,12 
Schwerflüchtige, lipophile Stoffe/organische Öle/Fette  29,75 
Phenole  7,14 
organ. Säuren (wasserdampfflüchtig)  7,14 

 
 
 
 
 
Simultananalyse für Schwermetalle unabhängig von der Anzahl der Einzelparameter 
 
Silber (Ag) 
Aluminium (Al) 
Arsen (As) 
Bor (B) 
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Calcium (Ca) 
Cadmium (Cd) 
Chrom gesamt (Cr) 
Kupfer (Cu) 
Eisen (Fe) 
Quecksilber (Hg) 
Magnesium (Mg) 
Mangan (Mn) 
Natrium (Na) 
Nickel (Ni) 
Phosphor (P) 
Blei (Pb) 
Selen (Se) 
Zinn (Sn) 
Zink (Zn) 

 
 
 
 
 
               57,12 €  

 
 

Beratungsergebnis: 7 Ja-Stimme(n), 2 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 

 

3.5 4. Änderungssatzung zur Abfallsatzung (AbfS) - Abfallgebühren 2024 
 Vorlage: 252/2023 

Beschluss: 
Aufgrund der §§ 5, 19, 20, 51 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung vom 
07.03.2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Februar 2023 (GVBl. S. 
90, 93), § 20 Abs. 1 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 24.02.2012 (BGBl. I S. 212), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 02.03.2023 (BGBl. I S. 56), i.V. m. § 1 Abs. 6 und § 5 des Hessischen 
Ausführungsgesetzes zum Kreislaufwirtschaftsgesetz (HAKrWG) vom 06.03.2013 (GVBl. S. 80), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 03.05.2018 (GVBl. S. 82) sowie der §§ 1 bis 6 a, 9 und 10 des Hessischen 
Gesetzes über Kommunale Abgaben (KAG) in der Fassung vom 24.03.2013 (GVBl. S. 134), zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 20. Juli 2023 (GVBl. S. 582) wird folgende 
 

4. Änderungssatzung zur Abfallsatzung (-AbfS-) 
über die Entsorgung von Abfällen in der Stadt Neu-Anspach 

in der Fassung der 3. Änderungssatzung vom 15.12.2022 
 
beschlossen. 
 

Artikel I 
 

§ 17 
Höhe der Gebühren 

 
Der Paragraf wird in Absatz 1, Buchstabe a) und b) sowie Absatz 2, 3 und 4 neu gefasst: 
 
(1) 
a) Für jeden Restmüllbehälter wird eine jährliche Grundgebühr erhoben: 
 
Restmüllbehälter 120 Liter  116,00 € 
Restmüllbehälter 240 Liter  232,00 € 
Restmüllbehälter 1.100 Liter  1.072,00 € 
 
b) Für jede Entleerung der Abfallbehälter werden folgende Leerungsgebühren erhoben 
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Restmüllbehälter 120 Liter  5,00 € 
Restmüllbehälter 240 Liter  9,00 € 
Restmüllbehälter 1.100 Liter  39,00 € 
 
Bioabfallbehälter 120 Liter  3,00 € 
Bioabfallbehälter 240 Liter  6,00 € 
 
Die Leerungsgebühr bemisst sich nach Art und Größe der zur Leerung bereitgestellten Abfallbehälter und der 
Anzahl der Leerungen. 
 
Als Mindestleerungen werden im Jahr abgerechnet: 
 
Restmüllbehälter 120 und 240 Liter  4 Leerungen / Jahr 
Restmüllbehälter 1.100 Liter  8 Leerungen / Jahr 
Bioabfallbehälter 120 und 240 Liter  9 Leerungen / Jahr 
 
Besteht die Gebührenpflicht weniger als ein Jahr, vermindert sich die anteilige Grundgebühr und die Anzahl 
der Mindestleerungen entsprechend. Ergeben sich bei der Berechnung der Mindestleerungen Bruchzahlen, 
so wird auf die nächste ganze Zahl abgerundet. Soweit im Bereitstellungs- / Abrechnungszeitraum weniger 
Leerungen als die Mindestleerungen in Anspruch genommen werden, erfolgt keine Gebührenerstattung oder 
-gutschrift. 
 
(2) 
Für jeden Austausch oder jede Auslieferung bzw. Abholung von Abfallbehältern auf einem 
anschlusspflichtigen Grundstück wird eine Gebühr erhoben. Die Gebühr beträgt pro Abfallgefäß und 
Änderungsvorgang 31,00 €. Diese Gebühr entsteht abweichend von § 15 Abs. 3 bei Austausch oder 
Anlieferung des Abfallbehälters und ist sofort fällig. 
 
Keine Gebühr wird erhoben bei 

• Erstanschluss eines Grundstückes oder bei einem Eigentümerwechsel 
• Austausch von schadhaften Abfallbehältern gleicher Art und Größe, soweit der Defekt nicht vom 

Anschlusspflichtigen zu vertreten ist, 
• Bereitstellung oder Einziehung von Abfallbehältern auf Anordnung der Stadt. 

 
(3) 
Restmüllsäcke werden zum Stückpreis von 7,00 € abgegeben. Mit dem Erwerb der Restmüllsäcke sind alle 
Kosten der Einsammlung und Entsorgung abgegolten. 
 
(4) 
Für die Einsammlung von verunreinigten Wertstoffen nach § 5 Abs. 6 wird eine Gebühr in Höhe von 25,00 € 
pro Abfuhr bei Abfallgefäßen bis zu einer Größe von 240l erhoben. Bei 1,1 cbm-Behältern beträgt diese 
Gebühr 90,00 €. 
 

Artikel II 
§ 21 In-Kraft-Treten 

 
Die 4. Änderung der Abfallsatzung tritt zum 01.01.2024 in Kraft. Gleichzeitig tritt der bisherige § 17 Abs. 1 und 
2 aus der 3. Änderungssatzung der Abfallsatzung vom 15.12.2022 außer Kraft. 
 
 
Die Satzung wird hiermit ausgefertigt. 
 
 
Neu-Anspach, 09.11.2023 
 
DER MAGISTRAT 
 
 
Birger Strutz 
Bürgermeister 
 
 
Anlagen 
1. Gebührenkalkulation 2024 
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2. Vergleich Abfallgebühren 2022 bis 2024 
 
 

Beratungsergebnis: 9 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 

 

3.6 Rollsportanlage Neu-Anspach 
 Vorlage: 270/2023 

Beschluss: 
Es wird beschlossen, den Fachplaner Fa. Schneestern gemäß Angebot Nr. AB-009613 in Höhe von 8.948,80 
€ mit der Planung der Sanierung der Rollsportanlage zu beauftragen. Die Mittel stehen im Investitionshaushalt 
mit der Nr. 366-05 zur Verfügung.  
 

Beratungsergebnis: 9 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 

 

3.7 Erlass einer 3. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Neu-Anspach über Ehrungen 
und Auszeichnungen - Ehrenordnung - in der Fassung der 2. Änderungssatzung vom 
11.05.2023 

 Vorlage: 280/2023 
 
Herr Dr. Kulp wies darauf hin, dass in der Vorlage der Artikel 1, Absatz 5 falsch formuliert wurde. In der 
Stadtverordnetenversammlung vom 11.05.2023 mit der Vorlage 61/2023 wurde dieser Absatz festgelegt und 
auch beschlossen.  
 
Dieser lautet richtig: 
 
 (5)  Die Entscheidung über die Verleihung der Verdienstnadeln trifft der Sozialausschuss der Stadt auf 

Vorschlag des Magistrats. 
 Ebenso trifft der Sozialausschuss der Stadt auf Vorschlag des Magistrats die Entscheidung darüber, ob 

bereits anerkannte Verdienstnadeln und Urkunden aberkannt werden können. Dies ist beispielsweise 
der Fall, wenn das Ansehen der Stadt oder deren Einwohner geschädigt werden. 

 
Frau Bolz stimmt dem zu. Es wird gebeten, diesen Absatz zu korrigieren.  

Beschluss: 
Es wird beschlossen,  
 
Es wird beschlossen, aufgrund der §§ 5 und 51 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 07. März 2005 (GVBl. S. 142), zuletzt geändert durch Artikel I des Gesetzes vom 20. 
Dezember 2015 (GVBl. S. 618) folgende 
 
3. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Neu-Anspach über Ehrungen und Auszeichnungen – 
Ehrenordnung – vom 11.05.2023 
 
zu erlassen: 
 

Artikel I 
§ 4 Verdienstnadeln 

 
Mit der Verdienstnadel werden Personen aus der Stadt Neu-Anspach geehrt, die sich um das  
Gemeinwohl besonders verdient gemacht haben. 
 
(1) Die Auszeichnung können erhalten  
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a) Mitglieder von Neu-Anspacher Vereinen, Parteien und Organisationen, die sich in den jeweiligen 
Vereins-, Partei- oder Organisationsvorständen bzw. als Abteilungs-, Sparten- oder Übungsleiter durch 
langjährige und engagierte Tätigkeit um den Verein, die Partei bzw. Organisation verdient gemacht 
haben.  
In der Regel sollte die Dauer der ehrenamtlichen Tätigkeit mindestens 10 Jahre betragen haben. Auch 
eine 40-jährige aktive und engagierte Tätigkeit im Verein, kann mit einer Verdienstnadel geehrt werden;  

b)  ehrenamtlich politisch Tätige, für mindestens 10 Jahre ehrenamtliche Tätigkeit;  
c)  Personen, die sich für die Stadt Neu-Anspach bzw. ihre Einwohner besonders verdient gemacht haben, 

auch wenn sie nicht in einem Verein sind.  
d) Personen, die sich zeitlebens für ihren Verein, ihre Partei, Organisation oder für die Stadt Neu-Anspach 

verdient gemacht haben und bereits verstorben sind. 
e) Personen, Vereine, Initiativen und lose Verbünde, die sich zwar nur kurzzeitig und projektbezogen 

engagiert bzw. gegründet haben, deren Engagement aber einen wesentlichen Beitrag für das 
Gemeinwohl geleistet haben. 

 
(2) Die Vorschläge für die Verleihung der Verdienstnadeln liegt bei den jeweiligen Vereinen, Parteien oder 

Organisationen für ihre Mitglieder. Diese sind schriftlich dem Magistrat der Stadt Neu-Anspach 
einzureichen. Darüber hinaus sind die Stadt sowie ihre Bürger/innen berechtigt, weitere Vorschläge 
einzubringen.  

 
(3) Neben der Nadel werden die Auszuzeichnenden durch die Überreichung einer Urkunde, die die jeweiligen 

Verdienste enthält, geehrt.  
 
(4) Die Verdienstnadel kann nur einmal verliehen werden.  
 
(5) Die Entscheidung über die Verleihung der Verdienstnadeln trifft der Sozialausschuss der Stadt auf 

Vorschlag des Magistrats. 
 Ebenso trifft der Sozialausschuss der Stadt auf Vorschlag des Magistrats die Entscheidung darüber, ob 

bereits anerkannte Verdienstnadeln und Urkunden aberkannt werden können. Dies ist beispielsweise 
der Fall, wenn das Ansehen der Stadt oder deren Einwohner geschädigt werden. 

 
 
 

Artikel II 
Die 3. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Neu-Anspach über Ehrungen und Auszeichnungen – 
Ehrenordnung – vom 11.05.2023 tritt zum Zeitpunkt ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
 
 

Beratungsergebnis: 9 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 

 

3.8 Erstellung einer kommunalen Wärmeplanung für die Stadt Neu-Anspach - Klärung der 
Rechtsfolgen für Immobilienbesitzer 
Erneute Beratung 

 Vorlage: 287/2023 
 
Die b.now wird dieser Vorlage nicht zustimmen, es gäbe keine 100% Sicherheit für die Bürger und es wäre 
nicht attraktiv genug. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Wärmeplanung für die Zukunft wichtig und richtig 
ist und auch gemacht werden muss.  

Beschluss: 
Es wird beschlossen,  
 
1. für die Stadt Neu-Anspach eine Kommunale Wärmeplanung nach den Anforderungen der 

Kommunalrichtlinie des Bundes im Rahmen der Nationalen Klimaschutzinitiative (NKI) durch ein 
geeignetes Fachbüro erstellen zu lassen.  

 
2. in 2023 beim Projektträger Zukunft – Umwelt – Gesellschaft (ZUG) gGmbH nach der 

Kommunalrichtlinie des Bundes einen Förderantrag für eine Kommunale Wärmeplanung zu stellen.  
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3. im Haushalt 2024 bei der Kostenstelle 61511100 Städtebauliche Planung und Entwicklung, 
Kostenträger 511010, Sachkonto 6120900 Haushaltsmittel in Höhe von 120.000 Euro und unter dem 
Sachkonto 5421000 auf der Einnahmenseite die entsprechenden Fördereinnahmen von 90 % (= 
108.000 Euro, verbleibender Eigenanteil = 12.000 Euro) vorzusehen.  

 
Für die Bereitstellung der Haushaltsmittel wird zunächst ein Sperrvermerk gesetzt. Dieser wird vom 
HFA wieder aufgehoben, wenn das Gesetzgebungsverfahren zum Wärmeplanungsgesetz 
abgeschlossen ist und sich durch einen kommunalen Wärmeplan für die Bürgerinnen und Bürger keine 
Fristverkürzungen ergeben.    

 
4. Sollte die Förderung nach der Kommunalrichtlinie des Bundes nicht bewilligt werden, prüft die 

Verwaltung die dann möglichen neuen Fördermöglichkeiten auf Bundes- und Landesebene oder 
Zahlungen durch das Land Hessen. Die Gremien erhalten dann eine neue Vorlage zur 
Beschlussfassung. 

 
5. Sollten sich die Vorgaben oder Anforderungen für den Kommunalen Wärmeplan durch die 

gesetzlichen Vorgaben oder aus neuen Förderrichtlinien ändern, so ist dies bei der Erstellung des 
Wärmeplans und Akquise der Fördermittel zu berücksichtigen. 

 

Beratungsergebnis: 5 Ja-Stimme(n), 3 Gegenstimme(n), 1 Stimmenthaltung(en) 

 

3.9 Bericht für den Zeitraum 01.01.2023 bis 31.08.2023 gemäß §28 Abs. I GemHVO über 
den Stand des Haushaltsvollzugs 

 Vorlage: 284/2023 
 
Frau Bolz äußert, dass auf der Seite 4 im Budgetbericht der letzte Satz aprobt beendet wurde.  
Herr Knull entschuldigte sich dafür und vervollständigte den Satz. Dieser sollte heißen: 
Die Hochrechnung im Finanzhaushalt sieht eine Aufnahme von 1,5 Millionen vor.  
Herr Knull erwähnte, dass laut aktueller Hochrechnungen der Kämmerei nicht davon ausgegangen wird, das 
noch einen Kredit aufgenommen werden muss. 

Beschluss: 
Der Bericht der Kämmerei über den Stand des Haushaltsvollzugs für den Zeitraum vom 01.01.2023 bis 
31.08.2023 wird zur Kenntnis genommen. 
 

Beratungsergebnis: 9 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 

 

4. Mitteilungen des Magistrats 
 
5. Anfragen und Anregungen 
 
 

Beschluss 

Beratungsergebnis:  

 

5.1 Anfragen und Anregungen 
 
Herr Dr. Kulp gibt den Hinweis, dass in der Straße Eisenbachweg auf einem Grundstück viel zugepflastert 
wird und dies bitte geprüft werden soll. Herr Strutz sagte dazu, dass dies schon geprüft wird und auch im 
Magistrat nochmal beraten wird.  
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5.2 Anfragen und Anregungen 
 
Frau Bolz weist darauf hin, dass die Fragen an die Verwaltung bezüglich des Haushaltes 2024 so schnell wie 
möglich, an die Verwaltung geschickt werden sollen.  

 

 
5.3 Anfragen und Anregungen 
 
Herr Ziegele betonte nochmal, dass es super ist, dass die Verwaltung das OZG so schnell umgesetzt hat und 
vieles schon Digital möglich ist. Er bittet aber noch darum, dass von der Verwaltung geprüft wird, ob man 
manche Prozesse vollständig digitalisieren könnte, auch ohne Unterschriften, wie zum Beispiel beim buchen 
des Bürgerhauses mit dem neuen Personalausweis. 

 

 
6. Geschäftsordnungsfragen im Zusammenhang mit der nächsten Parlamentssitzung 
 
 

 

 
 

   

Ulrike Bolz 
Ausschussvorsitzende 

 Jaqueline Loll 
Schriftführerin 
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